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§ 34a GewO Sachkundeprüfung: 50 Übungsfragen mit
Lösungen
Ihr Vorbereitungspaket für die IHK-Sachkundeprüfung im Bewachungsgewerbe

1. Was ist die Sachkundeprüfung nach § 34a GewO?

Wer im Bewachungsgewerbe arbeiten möchte, muss nachweisen, dass er die rechtlichen und fachlichen Grundlagen

seiner Tätigkeit beherrscht. Die Gewerbeordnung kennt dafür zwei Stufen:

Die Unterrichtung (40 Stunden): Für die meisten Bewachungstätigkeiten genügt die Teilnahme an einer Unterrichtung

bei der Industrie- und Handelskammer (IHK) im Umfang von 40 Unterrichtsstunden à 45 Minuten. Hier gibt es keine

Prüfung, nur eine Teilnahmebescheinigung mit aktiver Mitwirkung.

Die Sachkundeprüfung: Für besonders konfliktträchtige Tätigkeiten verlangt das Gesetz mehr, nämlich eine erfolgreich

abgelegte Prüfung vor der IHK. Die Sachkundeprüfung ist Pflicht für:

Kontrollgänge im öffentlichen Verkehrsraum oder in Hausrechtsbereichen mit tatsächlich öffentlichem Verkehr (z.

B. Citystreifen, Bahnhöfe, Einkaufspassagen)

Schutz vor Ladendieben (Kaufhaus- und Ladendetektive)

Einlasskontrollen im gastgewerblichen Diskothekenbereich (Türsteher)

nach § 34a Abs. 1a Satz 2 GewO zusätzlich: Bewachung von Aufnahmeeinrichtungen und

Gemeinschaftsunterkünften für Asylbegehrende in leitender Funktion sowie von zugangsgeschützten

Großveranstaltungen in leitender Funktion

außerdem für jeden, der sich als Bewachungsunternehmer selbstständig machen will

Prüfungsform: Die Sachkundeprüfung besteht aus einem schriftlichen Teil (120 Minuten, Multiple-Choice) und einem

mündlichen Teil (Einzel- oder Kleingruppenprüfung). Beide Teile müssen bestanden werden. Die Sachgebiete ergeben

sich aus der Bewachungsverordnung (BewachV):

1. Recht der öffentlichen Sicherheit und Ordnung einschließlich Gewerberecht

2. Datenschutzrecht

3. Bürgerliches Gesetzbuch

4. Straf- und Strafverfahrensrecht

5. Unfallverhütungsvorschrift Wach- und Sicherungsdienste

6. Umgang mit Verteidigungswaffen

7. Umgang mit Menschen, insbesondere Verhalten in Gefahrensituationen und Deeskalationstechniken

8. Grundzüge der Sicherheitstechnik

Die folgenden 50 Übungsfragen sind nach diesen Sachgebieten gegliedert und entsprechen in Stil und

Schwierigkeitsgrad typischen IHK-Prüfungsfragen. Pro Frage ist genau eine Antwort richtig.



2. Die 50 Übungsfragen

Sachgebiet 1: Recht der öffentlichen Sicherheit und Ordnung einschließlich

Gewerberecht

Frage 1: Wer darf in Deutschland hoheitliche Zwangsbefugnisse (z. B. Platzverweis, Ingewahrsamnahme nach

Polizeirecht) ausüben?

a) Jeder Bürger, wenn eine schwere Straftat vorliegt b) Nur staatliche Organe wie Polizei- und Ordnungsbehörden c)

Auch private Sicherheitsdienste, wenn der Auftraggeber zustimmt

Frage 2: Worauf stützen private Sicherheitsmitarbeiter ihre Handlungsbefugnisse?

a) Auf die Jedermannsrechte und das vom Auftraggeber übertragene Hausrecht b) Auf die Polizeigesetze der

Bundesländer c) Auf eine Beleihung mit Hoheitsrechten durch die Gewerbeordnung

Frage 3: Was benötigt ein Unternehmer, der gewerbsmäßig Leben oder Eigentum fremder Personen bewachen will?

a) Eine formlose Anzeige beim Gewerbeamt genügt b) Eine Zertifizierung nach DIN 77200 c) Die Erlaubnis der

zuständigen Behörde nach § 34a Abs. 1 GewO

Frage 4: Für welche der folgenden Tätigkeiten ist die Sachkundeprüfung zwingend vorgeschrieben?

a) Revierdienst auf einem umzäunten Werksgelände ohne Publikumsverkehr b) Einlasskontrolle im gastgewerblichen

Diskothekenbereich (Türsteher) c) Empfangsdienst in einem Bürogebäude mit Besucheranmeldung

Frage 5: Ab wann darf ein Bewachungsunternehmer eine neue Wachperson mit Bewachungsaufgaben einsetzen?

a) Sobald sie beim Unternehmen angestellt ist b) Nach bestandener Probezeit von sechs Monaten c) Erst nachdem die

zuständige Behörde die Person nach Eintragung und Zuverlässigkeitsprüfung im Bewacherregister freigegeben hat

Frage 6: Welche Aussage zum Dienstausweis im Bewachungsgewerbe ist richtig?

a) Die Wachperson muss ihn während des Dienstes mitführen und auf Verlangen der Berechtigten vorzeigen b) Ein

Dienstausweis ist nur für Waffenträger vorgeschrieben c) Der Personalausweis ersetzt den Dienstausweis vollständig

Frage 7: Welchen Umfang hat die Unterrichtung für Wachpersonen ohne besondere Tätigkeiten?

a) 24 Zeitstunden mit Abschlussprüfung b) 40 Unterrichtsstunden à 45 Minuten bei der IHK, ohne Prüfung c) 80

Unterrichtsstunden mit schriftlicher und mündlicher Prüfung

Frage 8: Für welche Tätigkeit verlangt § 34a Abs. 1a Satz 2 GewO zusätzlich die Sachkundeprüfung?

a) Bewachung von Aufnahmeeinrichtungen für Asylbegehrende in leitender Funktion b) Jede Tätigkeit im Objektschutz

c) Begleitung von Geld- und Werttransporten

Sachgebiet 2: Datenschutzrecht

Frage 9: Was sind personenbezogene Daten im Sinne der DSGVO?

a) Nur besonders sensible Angaben wie Gesundheitsdaten b) Alle Informationen, die sich auf eine identifizierte oder

identifizierbare natürliche Person beziehen, z. B. auch ein Kfz-Kennzeichen c) Nur schriftlich in Akten gespeicherte

Angaben

Frage 10: Welche Aussage zur Videoüberwachung öffentlich zugänglicher Bereiche ist richtig?

a) Sie darf heimlich erfolgen, wenn der Hausrechtsinhaber zustimmt b) Sie ist generell verboten c) Sie kann bei

berechtigtem Interesse zulässig sein, muss aber durch geeignete Hinweise (z. B. Piktogramm) erkennbar gemacht

werden

Frage 11: Ein Fremder bittet die Wachperson am Empfang um die Adresse eines Besuchers. Wie ist zu verfahren?



a) Die Auskunft ist zulässig, wenn der Fremde ein nachvollziehbares Interesse nennt b) Die Weitergabe ist nur mit einer

Rechtsgrundlage oder mit Einwilligung der betroffenen Person zulässig c) Innerhalb des Werksgeländes dürfen Daten

immer weitergegeben werden

Frage 12: Welches Recht hat eine Person, deren Daten ein Sicherheitsunternehmen verarbeitet?

a) Sie kann nach Art. 15 DSGVO Auskunft über die zu ihr gespeicherten Daten verlangen b) Sie kann Auskunft nur über

einen Rechtsanwalt verlangen c) Auskunftsrechte bestehen nur gegenüber Behörden, nicht gegenüber Privaten

Sachgebiet 3: Bürgerliches Recht

Frage 13: In welchen Vorschriften ist die Notwehr geregelt?

a) In § 227 BGB und § 32 StGB b) In § 229 BGB und § 34 StGB c) In § 858 BGB und § 127 StPO

Frage 14: Unter welchen Voraussetzungen ist Selbsthilfe nach § 229 BGB zulässig?

a) Immer, wenn ein zivilrechtlicher Anspruch besteht b) Wenn obrigkeitliche Hilfe nicht rechtzeitig zu erlangen ist und

ohne sofortiges Eingreifen die Verwirklichung des Anspruchs vereitelt oder wesentlich erschwert würde c) Wenn der

Schuldner sich weigert, freiwillig zu zahlen

Frage 15: Welche Aussage zu Besitz und Eigentum ist richtig?

a) Besitzer ist, wer die tatsächliche Gewalt über eine Sache ausübt (§ 854 BGB); Eigentümer ist, wem die Sache

rechtlich gehört (§ 903 BGB) b) Besitzer und Eigentümer sind immer dieselbe Person c) Eigentümer ist, wer eine Sache

tatsächlich in den Händen hält

Frage 16: Was versteht man unter verbotener Eigenmacht (§ 858 BGB)?

a) Jede Verletzung fremden Eigentums b) Nur den Diebstahl beweglicher Sachen c) Die Entziehung oder Störung des

Besitzes ohne den Willen des Besitzers, sofern das Gesetz dies nicht gestattet

Frage 17: Ein Dieb flieht mit Ware vom bewachten Gelände. Was erlaubt § 859 BGB (Besitzkehr) dem Besitzer bzw.

Besitzdiener?

a) Den auf frischer Tat betroffenen Täter zu verfolgen und ihm die Sache wieder abzunehmen b) Nichts, nur die Polizei

darf eingreifen c) Ein Eingreifen nur, solange der Täter das Gelände noch nicht verlassen hat

Frage 18: Was regelt § 823 BGB?

a) Die Strafbarkeit der Körperverletzung b) Die Pflicht zum Schadensersatz, wenn jemand vorsätzlich oder fahrlässig

Leben, Körper, Gesundheit, Freiheit, Eigentum oder ein sonstiges Recht eines anderen widerrechtlich verletzt c)

Schadensersatz ausschließlich bei vorsätzlichem Handeln

Frage 19: Woraus leitet sich das Hausrecht ab?

a) Aus dem Polizeirecht der Länder b) Aus § 123 StGB c) Aus Besitz und Eigentum (§§ 858 ff., 903, 1004 BGB)

Frage 20: Welche Aussage zum Hausverbot in einem privaten Geschäftslokal ist richtig?

a) Es darf nur bei nachgewiesener Straftat ausgesprochen werden b) Der Hausrechtsinhaber kann grundsätzlich frei

entscheiden, wem er den Zutritt gestattet; ein Hausverbot ist auch ohne Angabe von Gründen möglich c) Es ist nur

wirksam, wenn es schriftlich erteilt wird

Frage 21: Ein Hund greift eine Wachperson an. Wann darf sie das Tier nach § 228 BGB (defensiver Notstand)

verletzen?

a) Wenn die Einwirkung zur Abwehr der Gefahr erforderlich ist und der Schaden nicht außer Verhältnis zur Gefahr steht

b) Niemals, Tiere sind absolut geschützt c) Nur mit Zustimmung des Tierhalters

Frage 22: Was regelt § 904 BGB (aggressiver Notstand)?

a) Der Eigentümer darf jede Einwirkung auf seine Sache stets verbieten b) Der Eigentümer muss die Einwirkung auf

seine Sache dulden, wenn sie zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr notwendig ist und der drohende Schaden

unverhältnismäßig groß wäre; er kann Schadensersatz verlangen c) Die Notwehr gegen Angriffe von Personen



Sachgebiet 4: Straf- und Verfahrensrecht

Frage 23: Wie definiert § 32 StGB die Notwehr?

a) Als die Verteidigung, die erforderlich ist, um einen gegenwärtigen rechtswidrigen Angriff von sich oder einem

anderen abzuwenden b) Als jede Verteidigung gegen zukünftig drohende Angriffe c) Als Verteidigung ausschließlich

des eigenen Eigentums

Frage 24: Was versteht man unter Nothilfe?

a) Sie ist verboten, jeder muss sich selbst verteidigen b) Notwehr zugunsten eines Dritten; sie ist nach § 32 StGB

ausdrücklich zulässig c) Ein Sonderrecht, das nur Polizeibeamten zusteht

Frage 25: Welche Voraussetzungen hat der rechtfertigende Notstand nach § 34 StGB?

a) Jede beliebige Gefahr genügt, eine Abwägung ist nicht erforderlich b) Er gilt nur bei Lebensgefahr c) Eine

gegenwärtige, nicht anders abwendbare Gefahr, und das geschützte Interesse muss das beeinträchtigte wesentlich

überwiegen

Frage 26: Wann darf eine Privatperson nach § 127 Abs. 1 StPO vorläufig festnehmen?

a) Wenn jemand auf frischer Tat betroffen oder verfolgt wird und er fluchtverdächtig ist oder seine Identität nicht sofort

festgestellt werden kann b) Wenn ein dringender Verdacht wegen einer länger zurückliegenden Tat besteht c) Wenn

der Hausrechtsinhaber die Festnahme anordnet

Frage 27: Was darf die Wachperson nach einer vorläufigen Festnahme gemäß § 127 Abs. 1 StPO tun?

a) Den Festgenommenen durchsuchen und vernehmen b) Ihn bis zum nächsten Morgen im Wachraum festhalten c)

Ihn nur festhalten und unverzüglich der Polizei übergeben

Frage 28: Welche Aussage zum Hausfriedensbruch (§ 123 StGB) ist richtig?

a) Er wird stets von Amts wegen verfolgt b) Strafbar ist das widerrechtliche Eindringen sowie das Verweilen trotz

Aufforderung des Berechtigten; die Tat wird nur auf Antrag verfolgt c) Er ist nur in Privatwohnungen möglich, nicht in

befriedetem Besitztum

Frage 29: Worin liegt der wesentliche Unterschied zwischen Diebstahl (§ 242 StGB) und Unterschlagung (§ 246 StGB)?

a) Beim Diebstahl wird fremder Gewahrsam gebrochen, bei der Unterschlagung nicht b) Die Unterschlagung wird stets

härter bestraft c) Es gibt keinen Unterschied, beide Begriffe bezeichnen dieselbe Tat

Frage 30: Wann liegt eine Körperverletzung nach § 223 StGB vor?

a) Nur bei äußerlich sichtbaren Verletzungen b) Nur beim Einsatz eines Werkzeugs oder einer Waffe c) Bei körperlicher

Misshandlung oder Schädigung der Gesundheit einer anderen Person

Frage 31: Wann liegt eine Nötigung nach § 240 StGB vor?

a) Wenn ein Mensch rechtswidrig mit Gewalt oder durch Drohung mit einem empfindlichen Übel zu einer Handlung,

Duldung oder Unterlassung genötigt wird b) Bei jeder unhöflichen Aufforderung c) Nur wenn eine Waffe eingesetzt wird

Frage 32: Was bedeutet die Garantenstellung für eine Wachperson?

a) Sie gilt nur für Polizeibeamte b) Die Wachperson übernimmt aus dem Bewachungsvertrag eine Obhuts- und

Schutzpflicht; pflichtwidriges Untätigbleiben kann nach § 13 StGB als Unterlassen strafbar sein c) Die Wachperson

haftet automatisch für alle Straftaten, die am Objekt geschehen

Sachgebiet 5: Unfallverhütungsvorschrift / Arbeitsschutz

Frage 33: Was ist die DGUV Vorschrift 23?

a) Die Unfallverhütungsvorschrift „Wach- und Sicherungsdienste" der gesetzlichen Unfallversicherung b) Eine

technische Norm für Einbruchmeldeanlagen c) Die Verordnung über die Sachkundeprüfung



Frage 34: Eine Wachperson verrichtet nachts allein einen gefährlichen Kontrollgang. Was ist arbeitsschutzrechtlich

erforderlich?

a) Alleinarbeit ist im Wachdienst grundsätzlich verboten b) Nichts, Alleinarbeit ist ohne Auflagen zulässig c) Die

Überwachung der Wachperson muss sichergestellt sein, z. B. durch eine Personen-Notsignal-Anlage (PNA) oder

zeitnahe Kontrollmeldungen

Frage 35: Welche Bedeutung hat die Dienstanweisung?

a) Sie ist eine unverbindliche Empfehlung des Auftraggebers b) Sie regelt verbindlich Aufgaben, Befugnisse und

Verhalten der Wachperson im Objekt; die Wachperson muss sie kennen und befolgen c) Sie ersetzt gesetzliche

Vorschriften und Unfallverhütungsvorschriften

Frage 36: Ein Kollege verletzt sich im Dienst schwer. Wie verhalten Sie sich richtig?

a) Erste Hilfe leisten, die Rettungskette einleiten (Notruf 112) und den Unfall dem Unternehmer melden b) Zuerst den

Vorgesetzten um Erlaubnis für den Notruf bitten c) Weiterarbeiten, solange der Kollege ansprechbar ist

Frage 37: Beim Rundgang stellen Sie eine aufgebrochene Tür fest. Wie verhalten Sie sich richtig?

a) Das Gebäude sofort allein durchsuchen, um den Täter zu stellen b) Eigensicherung beachten, Abstand halten, Polizei

bzw. Leitstelle informieren und am Tatort nichts verändern c) Die Spuren beseitigen und den Vorfall im Wachbuch

notieren

Frage 38: Wer muss die erforderliche persönliche Schutzausrüstung (PSA) bereitstellen?

a) Die Wachperson beschafft sie auf eigene Kosten b) PSA ist nur für leitende Mitarbeiter vorgesehen c) Der

Unternehmer (Arbeitgeber) muss die erforderliche PSA kostenlos zur Verfügung stellen

Sachgebiet 6: Umgang mit Verteidigungswaffen

Frage 39: Welche Aussage zum Schlagstock ist richtig?

a) Erwerb und Besitz sind als „freie Waffe" ab 18 Jahren erlaubnisfrei b) Er darf erst ab 21 Jahren und nur mit

Waffenschein erworben werden c) Er ist für Privatpersonen generell verboten

Frage 40: Welche Aussage zu Reizstoffsprühgeräten (RSG) ist richtig?

a) RSG sind in Deutschland ausnahmslos verboten b) RSG mit amtlichem Prüfzeichen dürfen ab 18 Jahren

erlaubnisfrei erworben, besessen und geführt werden c) RSG dürfen nur mit Kleinem Waffenschein geführt werden

Frage 41: Welche Aussage zum Führen von Verteidigungswaffen im Bewachungsdienst ist richtig?

a) Jede Wachperson entscheidet selbst, welche Waffen sie im Dienst trägt b) Das Tragen von Waffen ist im

Wachdienst gesetzlich vorgeschrieben c) Waffen dürfen im Dienst nur mit Zustimmung bzw. auf Weisung des

Unternehmers (Dienstanweisung) geführt werden; ihr Einsatz bleibt auf Notwehr- und Notstandslagen beschränkt

Sachgebiet 7: Umgang mit Menschen, Deeskalation

Frage 42: Was ist das Ziel der Deeskalation?

a) Den Konflikt zu gewinnen und sich durchzusetzen b) Die Verschärfung eines Konflikts zu vermeiden und die

Situation gewaltfrei zu beruhigen c) Das Gegenüber durch dominantes Auftreten einzuschüchtern

Frage 43: Ein Besucher beleidigt Sie lautstark. Wie reagieren Sie richtig?

a) Ruhig und sachlich bleiben, sich nicht provozieren lassen und deeskalierend kommunizieren b) Mit gleicher Münze

zurückzahlen, um Respekt zu erzwingen c) Den Besucher sofort wegen Beleidigung festhalten

Frage 44: Was gehört zur Eigensicherung im Umgang mit aggressiven Personen?

a) Die Aufgabenerfüllung hat immer Vorrang vor der eigenen Sicherheit b) Eigensicherung betrifft ausschließlich den

Umgang mit Waffen c) Ausreichende Distanz halten, sich eine Rückzugsmöglichkeit offenhalten und die Hände des

Gegenübers beobachten; die eigene Sicherheit hat Vorrang



Frage 45: Welche Aussage zur interkulturellen Kompetenz ist richtig?

a) Gesten, Blickkontakt und Distanzverhalten sind kulturell unterschiedlich geprägt; abweichendes Verhalten sollte

nicht vorschnell als Respektlosigkeit oder Aggression gedeutet werden b) Die eigenen Umgangsformen sind

konsequent durchzusetzen, Kultur spielt keine Rolle c) Körpersprache wird weltweit identisch verstanden

Frage 46: In einer dichten Menschenmenge droht Panik. Wie verhalten Sie sich richtig?

a) Die Menge laut anschreien, um Autorität zu zeigen b) Ruhige, klare und kurze Durchsagen machen, Fluchtwege

freihalten und die Menschen gezielt leiten c) Die Ausgänge schließen, um die Kontrolle zu behalten

Frage 47: Was kennzeichnet aktives Zuhören?

a) Das Gegenüber unterbrechen, um Zeit zu sparen b) Während des Gesprächs nebenbei das Diensthandy bedienen c)

Ausreden lassen, Verständnis signalisieren und das Gehörte mit eigenen Worten zusammenfassen

Sachgebiet 8: Grundzüge der Sicherheitstechnik

Frage 48: Was bedeutet der Grundsatz „Mechanik vor Elektronik"?

a) Mechanische Sicherungen (Schlösser, Gitter, einbruchhemmende Türen) bilden die Grundlage, weil sie einen

Einbruch tatsächlich erschweren und verzögern; die Elektronik meldet ihn b) Elektronische Anlagen sind grundsätzlich

wichtiger als mechanische Sicherungen c) Mechanische Sicherungen sind veraltet und können entfallen

Frage 49: Welche Aufgabe hat eine Einbruchmeldeanlage (EMA)?

a) Sie verhindert Einbrüche zuverlässig b) Sie detektiert und meldet Einbruchversuche, verhindert sie aber nicht selbst

c) Sie ersetzt das Verschließen von Türen und Fenstern

Frage 50: Wozu dient ein Wächterkontrollsystem?

a) Es ersetzt die Dienstanweisung b) Es dient der Unterhaltung der Wachperson während des Rundgangs c) Es

dokumentiert Kontrollgänge nachweisbar nach Ort und Zeit und erfüllt damit eine Nachweis- und

Qualitätssicherungsfunktion

3. Lösungsschlüssel

Frage Lösung Frage Lösung Frage Lösung Frage Lösung Frage Lösung

1 b 11 b 21 a 31 a 41 c

2 a 12 a 22 b 32 b 42 b

3 c 13 a 23 a 33 a 43 a

4 b 14 b 24 b 34 c 44 c

5 c 15 a 25 c 35 b 45 a

6 a 16 c 26 a 36 a 46 b

7 b 17 a 27 c 37 b 47 c

8 a 18 b 28 b 38 c 48 a

9 b 19 c 29 a 39 a 49 b

10 c 20 b 30 c 40 b 50 c



4. Erläuterungen zu den Lösungen

Frage 1 (b): In Deutschland gilt das staatliche Gewaltmonopol; hoheitliche Zwangsbefugnisse stehen nur staatlichen

Organen zu (Art. 20 Abs. 3 GG). Private Sicherheitsdienste handeln ohne Hoheitsrechte.

Frage 2 (a): Sicherheitsmitarbeiter haben keine Sonderrechte. Ihre Befugnisse ergeben sich aus den

Jedermannsrechten (z. B. § 32 StGB, § 127 Abs. 1 StPO, §§ 227, 229, 859, 904 BGB) und dem vom Auftraggeber

abgeleiteten Hausrecht; vgl. auch § 34a Abs. 5 GewO.

Frage 3 (c): Das Bewachungsgewerbe ist erlaubnispflichtig. Die Erlaubnis erteilt die zuständige Behörde nach § 34a

Abs. 1 GewO (Voraussetzungen u. a. Zuverlässigkeit, geordnete Vermögensverhältnisse, Sachkundenachweis des

Unternehmers).

Frage 4 (b): Die Einlasskontrolle im gastgewerblichen Diskothekenbereich erfordert nach § 34a Abs. 1a Satz 2 GewO

die Sachkundeprüfung. Für gewöhnlichen Revier- oder Empfangsdienst genügt die Unterrichtung.

Frage 5 (c): Wachpersonen müssen vor Aufnahme der Tätigkeit dem Bewacherregister gemeldet werden; eingesetzt

werden dürfen sie erst nach Zuverlässigkeitsprüfung und Freigabe durch die zuständige Behörde (§ 34a Abs. 1a GewO,

§ 11b GewO).

Frage 6 (a): Nach der BewachV (§ 18 BewachV) hat der Unternehmer der Wachperson einen Dienstausweis

auszustellen; dieser ist im Dienst mitzuführen und Berechtigten auf Verlangen vorzuzeigen.

Frage 7 (b): Die Unterrichtung umfasst nach der BewachV (§§ 5 ff.) 40 Unterrichtsstunden à 45 Minuten bei der IHK;

eine Prüfung findet nicht statt, verlangt wird aktive Teilnahme.

Frage 8 (a): § 34a Abs. 1a Satz 2 GewO verlangt die Sachkundeprüfung u. a. für die Bewachung von

Aufnahmeeinrichtungen und Gemeinschaftsunterkünften für Asylbegehrende sowie von zugangsgeschützten

Großveranstaltungen jeweils in leitender Funktion.

Frage 9 (b): Art. 4 Nr. 1 DSGVO definiert personenbezogene Daten als alle Informationen über eine identifizierte oder

identifizierbare natürliche Person; auch ein Kfz-Kennzeichen kann eine Person identifizierbar machen.

Frage 10 (c): Videoüberwachung öffentlich zugänglicher Räume kann auf Art. 6 Abs. 1 lit. f DSGVO (berechtigtes

Interesse, z. B. Hausrecht) gestützt werden, muss aber transparent erfolgen, d. h. durch deutliche Hinweise erkennbar

sein (Art. 12, 13 DSGVO; § 4 BDSG).

Frage 11 (b): Es gilt der Grundsatz der Rechtmäßigkeit und Zweckbindung (Art. 5, 6 DSGVO): Ohne Rechtsgrundlage

oder Einwilligung der betroffenen Person dürfen personenbezogene Daten nicht an Dritte weitergegeben werden.

Frage 12 (a): Art. 15 DSGVO gewährt jeder betroffenen Person ein Auskunftsrecht über die zu ihr verarbeiteten Daten,

auch gegenüber privaten Unternehmen, formlos und grundsätzlich unentgeltlich.

Frage 13 (a): Die Notwehr ist doppelt geregelt: zivilrechtlich in § 227 BGB und strafrechtlich in § 32 StGB. Beide

Vorschriften sind inhaltlich deckungsgleich. (§ 229 BGB ist die Selbsthilfe, § 34 StGB der Notstand.)

Frage 14 (b): § 229 BGB erlaubt Selbsthilfe nur subsidiär: Obrigkeitliche Hilfe darf nicht rechtzeitig erreichbar sein, und

ohne sofortiges Eingreifen müsste die Verwirklichung des Anspruchs vereitelt oder wesentlich erschwert werden.

Frage 15 (a): Besitz ist die tatsächliche Sachherrschaft (§ 854 BGB), Eigentum die umfassende rechtliche Herrschaft

über die Sache (§ 903 BGB). Beide können, müssen aber nicht zusammenfallen (Beispiel: Mieter ist Besitzer, Vermieter

Eigentümer).

Frage 16 (c): Verbotene Eigenmacht ist nach § 858 Abs. 1 BGB die Besitzentziehung oder Besitzstörung ohne den

Willen des Besitzers, sofern das Gesetz sie nicht ausnahmsweise gestattet.

Frage 17 (a): Nach § 859 Abs. 2 BGB darf der Besitzer (bzw. der Besitzdiener, § 860 BGB) dem auf frischer Tat

betroffenen oder verfolgten Täter die bewegliche Sache mit Gewalt wieder abnehmen (Besitzkehr).

Frage 18 (b): § 823 Abs. 1 BGB ist die zentrale zivilrechtliche Haftungsnorm: Wer vorsätzlich oder fahrlässig die

genannten Rechtsgüter widerrechtlich verletzt, ist zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens verpflichtet.

Frage 19 (c): Das Hausrecht folgt zivilrechtlich aus Besitz und Eigentum (§§ 858 ff., 903, 1004 BGB). § 123 StGB

schützt das Hausrecht nur strafrechtlich, begründet es aber nicht. Es kann auf Sicherheitspersonal übertragen werden.



Frage 20 (b): Aufgrund der Privatautonomie kann der Hausrechtsinhaber grundsätzlich frei und ohne Begründung über

den Zutritt entscheiden (§§ 903, 1004 BGB); eine bestimmte Form ist nicht vorgeschrieben.

Frage 21 (a): § 228 BGB (defensiver Notstand) erlaubt die Beschädigung oder Zerstörung der gefahrbringenden Sache

(Tiere gelten insoweit als Sachen, § 90a BGB), wenn dies zur Gefahrabwehr erforderlich ist und der Schaden nicht

außer Verhältnis zur Gefahr steht.

Frage 22 (b): § 904 BGB (aggressiver Notstand) verpflichtet den Eigentümer einer unbeteiligten Sache zur Duldung der

Einwirkung, wenn diese zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr notwendig ist und der drohende Schaden

unverhältnismäßig groß ist; der Eigentümer hat einen Ersatzanspruch.

Frage 23 (a): § 32 Abs. 2 StGB definiert Notwehr wörtlich als „die Verteidigung, die erforderlich ist, um einen

gegenwärtigen rechtswidrigen Angriff von sich oder einem anderen abzuwenden".

Frage 24 (b): Die Verteidigung „eines anderen" ist in § 32 Abs. 2 StGB ausdrücklich genannt; Nothilfe ist also Notwehr

zugunsten Dritter und unter denselben Voraussetzungen zulässig.

Frage 25 (c): § 34 StGB verlangt eine gegenwärtige, nicht anders abwendbare Gefahr für ein Rechtsgut sowie eine

Interessenabwägung, bei der das geschützte Interesse das beeinträchtigte wesentlich überwiegen muss; die Tat muss

zudem ein angemessenes Mittel sein.

Frage 26 (a): § 127 Abs. 1 StPO setzt das Betreffen oder Verfolgen auf frischer Tat voraus sowie zusätzlich

Fluchtverdacht oder die Unmöglichkeit, die Identität sofort festzustellen. Bei Vorlage eines gültigen Ausweises ohne

Fluchtgefahr entfällt das Festnahmerecht.

Frage 27 (c): Das Festnahmerecht des § 127 Abs. 1 StPO ist auf das Festhalten beschränkt; der Festgenommene ist

unverzüglich der Polizei zu übergeben. Durchsuchung und Vernehmung sind Privatpersonen nicht gestattet.

Frage 28 (b): § 123 StGB erfasst das widerrechtliche Eindringen in geschützte Räume und befriedetes Besitztum

sowie das Verweilen trotz Aufforderung des Berechtigten; nach § 123 Abs. 2 StGB ist die Tat ein Antragsdelikt.

Frage 29 (a): Diebstahl (§ 242 StGB) setzt die Wegnahme, also den Bruch fremden Gewahrsams, voraus. Bei der

Unterschlagung (§ 246 StGB) eignet sich der Täter eine Sache zu, die er bereits in Besitz/Gewahrsam hat oder die

gewahrsamslos ist.

Frage 30 (c): § 223 StGB nennt zwei Tatvarianten: körperliche Misshandlung (üble, unangemessene Behandlung, die

das körperliche Wohlbefinden mehr als nur unerheblich beeinträchtigt) oder Gesundheitsschädigung; sichtbare Spuren

oder Werkzeuge sind nicht erforderlich.

Frage 31 (a): § 240 StGB setzt Gewalt oder Drohung mit einem empfindlichen Übel voraus, durch die das Opfer zu einer

Handlung, Duldung oder Unterlassung genötigt wird; die Tat muss zudem verwerflich sein (§ 240 Abs. 2 StGB).

Frage 32 (b): Aus dem Bewachungsvertrag erwächst der Wachperson eine tatsächliche Schutz- und Obhutspflicht

(Garantenstellung aus Vertrag/tatsächlicher Übernahme). Wer trotz Garantenpflicht einen Schaden nicht abwendet,

kann nach § 13 StGB wegen Unterlassens strafbar sein.

Frage 33 (a): Die DGUV Vorschrift 23 ist die Unfallverhütungsvorschrift „Wach- und Sicherungsdienste" (früher BGV C7)

und enthält branchenspezifische Arbeitsschutzpflichten für Unternehmer und Wachpersonen.

Frage 34 (c): Bei gefährlicher Alleinarbeit muss der Unternehmer die Überwachung der Wachperson sicherstellen, etwa

durch Personen-Notsignal-Anlagen (PNA) oder regelmäßige Kontrollmeldungen (DGUV Vorschrift 23; § 5 ArbSchG,

Gefährdungsbeurteilung).

Frage 35 (b): Die Dienstanweisung konkretisiert verbindlich Aufgaben, Befugnisse und Verhaltensregeln für das

jeweilige Objekt (vgl. auch DGUV Vorschrift 23). Sie muss der Wachperson bekannt sein; gesetzliche Vorschriften kann

sie nicht außer Kraft setzen.

Frage 36 (a): Es gilt die Rettungskette: Erste Hilfe leisten, Notruf 112 absetzen, Unfallstelle sichern und den Unfall dem

Unternehmer melden (§§ 15, 16 SGB VII, DGUV Vorschrift 1).

Frage 37 (b): Eigensicherung hat Vorrang: Die Wachperson soll sich nicht allein in unklare Gefahrenlagen begeben,

sondern Polizei bzw. Leitstelle verständigen, beobachten und Spuren für die Ermittlungen unverändert lassen (DGUV

Vorschrift 23, Dienstanweisung).



Frage 38 (c): Nach § 3 Abs. 3 ArbSchG und der PSA-Benutzungsverordnung muss der Arbeitgeber die erforderliche

persönliche Schutzausrüstung bereitstellen; Kosten dürfen nicht auf die Beschäftigten abgewälzt werden.

Frage 39 (a): Der Schlagstock ist eine sogenannte freie Waffe: Erwerb und Besitz sind nach dem WaffG ab 18 Jahren

erlaubnisfrei (§ 2 Abs. 1 WaffG). Zu beachten bleibt u. a. das Waffenverbot bei öffentlichen Veranstaltungen (§ 42

WaffG).

Frage 40 (b): Reizstoffsprühgeräte mit amtlichem Prüfzeichen sind ab 18 Jahren erlaubnisfrei zu erwerben, zu

besitzen und zu führen (Anlage 2 zum WaffG). Tierabwehrsprays ohne Prüfzeichen unterfallen nicht dem WaffG, dürfen

aber nur zur Tierabwehr beworben werden.

Frage 41 (c): Ob und welche Verteidigungswaffen im Dienst geführt werden, regelt der Unternehmer in der

Dienstanweisung; eigenmächtiges Mitführen ist unzulässig. Beim Einsatz gelten auch für Wachpersonen nur die

Jedermannsrechte (§ 34a Abs. 5 GewO, § 32 StGB).

Frage 42 (b): Deeskalation bedeutet, die Eskalationsspirale zu unterbrechen: Ziel ist die gewaltfreie Beruhigung der

Situation, nicht der „Sieg" im Konflikt.

Frage 43 (a): Auf verbale Provokationen reagiert man professionell mit Ruhe, Sachlichkeit und deeskalierender

Kommunikation. Ein Festhalten allein wegen einer Beleidigung scheitert regelmäßig an den Voraussetzungen des §

127 Abs. 1 StPO (insbesondere Identität feststellbar, kein Fluchtverdacht) und wäre unverhältnismäßig.

Frage 44 (c): Zur Eigensicherung gehören Distanz (Mindestabstand außerhalb der Reichweite), eine offene

Rückzugsmöglichkeit und die Beobachtung der Hände. Die eigene Sicherheit hat stets Vorrang vor der

Aufgabenerfüllung.

Frage 45 (a): Distanzzonen, Gestik und Blickverhalten sind kulturell verschieden. Wer das weiß, vermeidet

Fehldeutungen und unnötige Eskalationen; das ist Kern interkultureller Kompetenz im Sicherheitsdienst.

Frage 46 (b): Bei drohender Panik sind ruhige, klare und kurze Anweisungen, das Freihalten der Flucht- und

Rettungswege und das gezielte Leiten der Menschen entscheidend. Geschlossene Ausgänge können Menschenleben

kosten.

Frage 47 (c): Aktives Zuhören umfasst Ausredenlassen, zugewandte Körpersprache, Verständnissignale und das

Paraphrasieren des Gehörten. Es nimmt Aggression heraus, weil sich das Gegenüber ernst genommen fühlt.

Frage 48 (a): Mechanische Sicherungen leisten den eigentlichen Widerstand gegen den Täter und verschaffen Zeit;

elektronische Anlagen detektieren und melden nur. Deshalb gilt der Planungsgrundsatz „Mechanik vor Elektronik".

Frage 49 (b): Eine EMA erkennt und meldet Einbruchversuche (intern oder an eine Notruf- und Serviceleitstelle) und

wirkt abschreckend; physisch verhindern kann sie den Einbruch nicht.

Frage 50 (c): Wächterkontrollsysteme erfassen Kontrollpunkte mit Zeitstempel und dokumentieren so lückenlos, dass

die vereinbarten Rundgänge durchgeführt wurden. Das dient dem Nachweis gegenüber dem Auftraggeber und der

Qualitätssicherung.

5. Lerntipps für Ihre Sachkundeprüfung

1. Lernen Sie die Normen mit „Adresse". Die Prüfung fragt regelmäßig nach der richtigen Zuordnung: Notwehr = § 32

StGB und § 227 BGB, Selbsthilfe = § 229 BGB, verbotene Eigenmacht = § 858 BGB, vorläufige Festnahme = § 127 Abs.

1 StPO. Wer Paragraf und Gesetz sicher zuordnen kann, holt hier verlässlich Punkte.

2. Üben Sie die Jedermannsrechte an Fällen. Fragen Sie sich bei jedem Übungsfall: Liegt ein gegenwärtiger Angriff vor

(Notwehr)? Eine frische Tat mit Fluchtverdacht oder ungeklärter Identität (§ 127 StPO)? Nur eine Gefahr für eine Sache

(§§ 228, 904 BGB)? Die Abgrenzung der Rechtfertigungsgründe ist das Herzstück der Prüfung.

3. Setzen Sie Schwerpunkte nach Gewichtung. Bürgerliches Recht sowie Straf- und Verfahrensrecht machen

zusammen den größten Teil der schriftlichen Prüfung aus. Planen Sie dort die meiste Lernzeit ein, ohne die kleineren

Sachgebiete zu vernachlässigen, denn auch dort entscheiden sich Punkte.

4. Trainieren Sie das Multiple-Choice-Format unter Zeitdruck. 120 Minuten klingen großzügig, vergehen aber schnell.

Lesen Sie jede Frage vollständig, achten Sie auf Wörter wie „immer", „nur", „grundsätzlich" und schließen Sie zuerst die

eindeutig falschen Antworten aus.



5. Bereiten Sie die mündliche Prüfung aktiv vor. Im mündlichen Teil müssen Sie Sachverhalte mit eigenen Worten

erklären. Üben Sie laut: Erklären Sie einer anderen Person den Unterschied zwischen Besitz und Eigentum oder die

Voraussetzungen der vorläufigen Festnahme.

6. Wiederholen Sie in kurzen, regelmäßigen Einheiten. Mehrere kompakte Lerneinheiten pro Woche bringen mehr als

ein einzelner Lernmarathon vor dem Prüfungstermin.

Anmeldung und prüfende Stelle

Die Sachkundeprüfung nach § 34a GewO wird ausschließlich von den Industrie- und Handelskammern (IHK)

abgenommen. Die Anmeldung erfolgt direkt bei einer IHK Ihrer Wahl; viele Kammern bieten monatliche

Prüfungstermine und eine Online-Anmeldung an. Die Prüfungsgebühren variieren je nach IHK. Informieren Sie sich

daher rechtzeitig auf der Website Ihrer regionalen IHK über Termine, Gebühren und Anmeldefristen. Bei Nichtbestehen

kann die Prüfung beliebig oft wiederholt werden.

Hinweis: Diese Übungsfragen dienen der Prüfungsvorbereitung und ersetzen keine Rechtsberatung. Maßgeblich sind

die jeweils aktuellen Gesetzes- und Verordnungstexte (GewO, BewachV, BGB, StGB, StPO, DSGVO/BDSG, WaffG, DGUV

Vorschrift 23).
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